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Heimische Abgeordnete im Bundesverkehrsministerium 

Kampeter und Post unterstreichen beim Nordbahntreffen ihre klare Ablehnung 
der Tunnelstrecke zwischen Porta Westfalica und Echtorf (Bückeburg) 

 
Am heutigen Freitag fand, wie angekündigt, das Treffen der heimischen Abgeordne-
ten mit dem Staatssekretär im Bundesverkehrsministerium, Enak Ferlemann, statt. 
Zusammen mit ihren Kollegen von CDU und SPD aus Wahlkreisen entlang der Tras-
se Bielefeld-Hannover erläuterten die beiden heimischen Abgeordneten Achim Post 
und Steffen Kampeter dem zuständigen Staatssekretär Enak Ferlemann ausführlich 
die Gründe ihrer Ablehnung der geplanten Tunnelstrecke. Sie forderten das Bundes-
verkehrsministerium eindringlich auf, die Interessen der heimischen Region zu be-
rücksichtigen und anstatt der aufgeführten Neubaustrecke den 4-gleisigen Ausbau 
Minden-Haste mit den damit verbundenen Lärmschutzmaßnahmen voranzutreiben. 
 
In dem sachorientierten Gespräch sagte Staatssekretär Ferlemann zu, die Argumen-
te aufzunehmen und das geplante Vorhaben nochmals genauer zu prüfen. 
 
Kampeter und Post: „Ziel ist es, dass im Kabinettsbeschluss, der vor Beginn des 
Sommers vorgelegt werden soll, die Tunnelstrecke nicht mehr enthalten ist. Dafür 
muss der 4-gleisige Ausbau der Strecke Minden-Haste eindeutig im Bundesver-
kehrswegeplan festgelegt werden.“ 
 
Die beiden Abgeordneten abschließend: „Das Gespräch war ein weiterer wichtiger 
Schritt für das gemeinsame Ziel unserer Region. Wir bleiben in jedem Fall am Ball. 
Das sind wir vor allem den vielen Bürgerinnen und Bürgern schuldig, die sich aus 
guten Gründen gegen die geplante Neubaustrecke engagieren.“ 
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Nordbahntreffen: Abgeordnete aus NRW und Niedersachsen im Gespräch mit dem 
Parlamentarischen Staatssekretär Enak Ferlemann im Bundesverkehrsministerium 

 

Hintergrund: 

Der Bundesverkehrswegeplan ist ein Planungsinstrument der Bundesregierung, das 
dem Ziel einer langfristigen und integrierten Verkehrspolitik dienen soll. Er legt ver-
kehrsträgerübergreifend (Straße, Schiene, Wasser) fest, wo der Bund auf Grundlage 
seiner Verkehrsprognosen Investitionsbedarf sieht. Der Betrachtungshorizont liegt 
bei etwa 15 Jahren. Der derzeit gültige BVWP wurde am 02.07.2003 von der Bun-
desregierung und am 01.07.2004 als Anlage zu den Ausbaugesetzen vom Deut-
schen Bundestag beschlossen. Erstmalig unterliegt der heute vorgestellte BVWP der 
strategischen Umweltprüfung (SUP). Teil ist die am 21.03.2016 begonnene sechs-
wöchige Öffentlichkeitsbeteiligung (www.bvwp2030.de). Gleichzeitig startet die Bun-
desregierung ihre Beratungen über den Arbeitsentwurf. Im Anschluss an die Bürger-
beteiligung erarbeitet das Bundesverkehrsministerium den zweiten Arbeitsentwurf 
und schließt die Ressortabstimmung ab. Danach beginnt das parlamentarische Ver-
fahren mit intensiven Beratungen und Anhörungen im Deutschen Bundestag. Die 
Ausbaugesetze sollen bis Ende Dezember im Parlament beschlossen werden. Bis zu 
einer tatsächlichen Baufreigabe, unanfechtbares Baurecht vorausgesetzt, folgen den 



Ausbaugesetzen zunächst Fünfjahrespläne (Investitionsrahmenplan) und dann die 
Finanzierung, die der Haushaltsausschuss im Rahmen seiner jährlichen Haushalts-
beratungen bewilligt. 

Für den neuen BVWP 2030 wurden mehr als 2.500 Infrastrukturprojekte angemeldet, 
die hinsichtlich ihres Nutzen-Kosten-Verhältnisses, einer Alternativenprüfung und der 
zu erwartenden Projektwirkungen – auch in Bezug auf umwelt- und naturschutzfach-
liche sowie raumordnerische und städtebauliche Effekte – im Verlauf der letzten 18 
Monate von externen Gutachtern untersucht und bewertet wurden. 


